Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 3360 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausschuß) 
zu dem 

Gesetz über Sicherheitskinefilme 
(Sicherheitsfilmgesetz) 

- Drucksachen 2631, 3093, 3271 - 


Beriditerstatter; 

Senator Dr* Klein 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle besdiließen: 

Das vom Deutsdien Bundestag in seiner 193. Sitzung am 21. Fe- 
bruar 1957 beschlossene Gesetz über Sicherheitskinefilme (Sidher- 
heitsfilmgesetz) — Drucksachen 2631, 3093 — wird nach Maßgabe 
der in der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über 
die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 3. April 1957 


Der Vermittlungsausschuß 


Dr. h« c. Zinn 
Vorsitzender 


Dr. Klein 

Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 


Änderungen 

des Gesetzes über Sicherheitskinefilme 
(Sicherheitsfilmgesetz) 


1. § 3 Abs. 1 

§ 3 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Anerkennung als Sicherheitsfilm 
wird auf Grund einer Prüfung durch die 
Bundesanstalt für Materialprüfung von der 
nach Landesrecht zuständigen Behörde aus- 
gesprochen. Zuständig ist die Behörde des 
Landes, in dem der Hersteller oder der Ein- 
führer des Films seinen Sitz hat. Die An- 
erkennung wird im Bundesanzeiger veröffent- 
licht. Die Kosten der Prüfung und der Ver- 
öffentlichung trägt der Antragsteller.“ 

2. § 3 Abs. 2 

In § 3 Abs. 2 werden die Worte „ , die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf,“ 
gestrldien. 

3. § 4 Abs. 2 

In § 4 Abs. 2 werden die Worte „ , die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf,“ 
gestrichen. 
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